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Stellungnahme 
des Bundesrates 

Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung der Netzentgelt-
struktur (Netzentgeltmodernisierungsgesetz) 

Der Bundesrat hat in seiner 954. Sitzung am 10. März 2017 beschlossen, zu dem 

Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu 

nehmen: 

1. Zu Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe b (Inhaltsübersicht EnWG) 

Nummer 4 (§ 120 Überschrift, Absatz 1 und Absatz 3 EnWG) 

Artikel 3 Nummer 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa (§ 18 Absatz 1 Satz 1 

 StromNEV) 

Buchstabe c (§ 18 Absatz 5 StromNEV) 

Nummer 2 (Anlage 4a zu § 18 Absatz 2 Satz 6 und 

Satz 7 StromNEV) 

a) Artikel 1 ist wie folgt zu ändern: 

aa) In Nummer 1 Buchstabe b ist in der Inhaltsübersicht nach dem Wort 

"dezentrale" das Wort ", volatile" einzufügen. 

bb) In Nummer 4 ist § 120 wie folgt zu ändern: 

aaa) In der Überschrift ist nach dem Wort "dezentrale" das Wort 

", volatile" einzufügen. 

bbb) Absatz 1 ist wie folgt  zu fassen: 

"(1) Bei der Einspeisung von Elektrizität aus dezentralen 

Erzeugungsanlagen mit volatiler Erzeugung darf eine 

Erstattung eingesparter Entgelte für den Netzzugang in einer 
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Rechtsverordnung nach § 24 Satz 5 nur für Erzeugungsanlagen 

vorgesehen werden, die vor dem 1. Januar 2018 in Betrieb 

genommen worden sind." 

ccc) Absatz 3 ist wie folgt zu fassen: 

"(3) Für Anlagen mit volatiler Erzeugung im Sinne des 

Absatzes 1 dürfen ab dem 1. Januar 2027 keine Entgelte für 

dezentrale Einspeisung mehr gezahlt werden. Die 

Rechtsverordnung nach § 24 kann vorsehen, dass die Höhe der 

Entgelte für volatile dezentrale Einspeisung bis dahin 

stufenweise abgesenkt wird, und dies näher ausgestalten. Die 

Absenkung kann, ausgehend von dem sich unter Beachtung der 

Absätze 4 und 5 ergebenden Wertes, in prozentualen Schritten 

erfolgen." 

b) Artikel 3 ist wie folgt zu ändern: 

aa) In Nummer 1 ist § 18 wie folgt zu ändern: 

aaa) Buchstabe a Doppelbuchstabe aa ist zu streichen. 

bbb) In Buchstabe c sind in Absatz 5 die Wörter "und für alle 

anderen Erzeugungsanlagen ab dem 1. Januar 2021" zu 

streichen. 

bb) In Nummer 2 ist die Anlage 4a zu § 18 Absatz 2 wie folgt zu ändern: 

aaa) Im Satz 6 ist der Punkt am Ende durch ein Komma zu ersetzen. 

bbb) In Satz 7 sind die Wörter "Bis zum Jahr 2029 sind die Werte 

für das Jahr 2018" durch die Wörter "sie sind" zu ersetzen. 

Begründung: 

Der Gesetzentwurf unterscheidet unzureichend zwischen der Erstattung von 
vermiedenen Netzentgelten für volatile und nicht volatile dezentrale 
Erzeugung. Vermiedene Netzentgelte sollten dort gestrichen werden, wo ihnen 
keine adäquate Systemdienlichkeit mehr gegenübersteht. 

Während jedoch die volatile Erzeugung, etwa durch Photovoltaik oder 
Windkraft, die Netze nicht entlastet und daher ein zusätzliches Entgelt für 
vermiedene Netznutzung nicht gerechtfertigt ist, erbringen die übrigen 
dezentralen Erzeugungsanlagen im Sinne des § 3 Nummer 11 EnWG (wie 
beispielsweise die KWK-Anlagen, aber etwa auch Wasserkraftanlagen) einen 
wichtigen Beitrag zur Stabilisierung und Entlastung der Netze, der zukünftig 
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noch zunehmen wird. 

Vor dem Hintergrund stetig sinkender Börsenstrompreise trägt die Vergütung 
dieser Systemdienlichkeit wesentlich zur Wirtschaftlichkeit dieser Anlagen bei. 
Eine ersatzlose Streichung ist daher nicht sachgerecht. Beibehalten werden 
sollte dagegen einerseits die Streichung für dezentrale Anlagen mit volatiler 
Erzeugung und andererseits das Einfrieren der vermiedenen Netzentgelte für 
alle dezentralen Anlagen auf dem Preisstand von 2015. 

2. Zu Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe a1 - neu -, 

Buchstabe b Doppelbuchstabe aa, 

Buchstabe d - neu - (§ 24 Satz 1 Nummer 1, 

Satz 2 Nummer 4, 

Satz 6 - neu - EnWG) 

Artikel 1 Nummer 3 ist wie folgt zu ändern: 

a) Nach Buchstabe a ist folgender Buchstabe a1 einzufügen: 

'a1) In Satz 1 Nummer 1 werden nach den Wörtern "gemäß den §§ 20 bis 

23 festzulegen," die Wörter "wobei die Höhe der Entgelte für den 

Zugang zu Übertragungsnetzen bundesweit einheitlich festzulegen ist," 

eingefügt.' 

b) In Buchstabe b Doppelbuchstabe aa ist § 24 Satz 2 Nummer 4 wie folgt zu 

fassen: 

"4. Regelungen zur Ermittlung der Entgelte für den Netzzugang getroffen 

werden, wobei 

a) vorgesehen werden kann, dass insbesondere Kosten des Netz-

betriebes, die zuordenbar durch die Integration von dezentralen 

Anlagen zur Erzeugung aus erneuerbaren Energiequellen verur-

sacht werden, bundesweit umgelegt werden können, 

b) vorgesehen werden muss, dass die Grundlage für die Ermittlung der 

Entgelte für den Zugang zu den Übertragungsnetzen, erstmalig mit 

Wirkung ab dem Kalenderjahr 2018, zwar getrennt für jeden 

Übertragungsnetz-betreiber kostenorientiert nach §21a ermittelt 

wird, aber die Höhe der Entgelte für den Zugang zu den Über-

tragungsnetzen auf dieser Grundlage bundesweit einheitlich 

festgelegt wird und Mehr- oder Mindererlöse, die den Über-
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tragungsnetzbetreibern dadurch entstehen, durch eine finanzielle 

Verrechnung zwischen ihnen ausgeglichen und bundesweit 

umgelegt werden sowie der bundeseinheitliche Mechanismus 

hierfür näher ausgestaltet wird, und 

c) die Methode zur Bestimmung der Entgelte so auszugestalten ist, 

dass eine Betriebsführung nach § 21 Absatz 2 gesichert ist und die 

für die Betriebs- und Versorgungssicherheit sowie die Funktions-

fähigkeit der Netze notwendigen Investitionen in die Netze 

gewährleistet sind und Anreize zu netzentlastender Energie-

einspeisung und netzentlastendem Energie-verbrauch gesetzt 

werden," 

c) Folgender Buchstabe d ist anzufügen: 

'd) Folgender Satz wird angefügt: 

"Die Rechtsverordnung nach Satz 1 Nummer 1, mit der die Höhe 

der Entgelte für den Zugang zu den Übertragungsnetzen unter 

Berücksichtigung von Satz 2 Nummer 4 bundesweit einheitlich 

festzulegen ist, ist spätestens bis zum 31. August 2017 zu 

erlassen." ' 

Begründung: 

Gegenstand des Vorschlags ist es, eine Verordnungsermächtigung zur 
Einführung bundeseinheitlicher Übertragungsnetzentgelte in das Gesetz 
aufzunehmen. 

Angesichts der Dringlichkeit des Regelungsbedarfes ist noch ein Tätigwerden 
des Verordnungsgebers in der laufenden Legislaturperiode erforderlich. Hinzu 
kommt, dass die Übertragungsnetzbetreiber zur Einhaltung der in § 20 Absatz 
1 EnWG vorgesehenen Frist ihre jeweils für das Folgejahr geltenden 
Netzentgelte bis zum 30. September des Vorjahres veröffentlichen. Zur 
Schaffung einer eindeutigen und auch rechtzeitig in Kraft tretenden 
Handlungsgrundlage zur Veröffentlichung von ab 1. Januar 2018 erstmals 
geltenden bundeseinheitlichen Netzentgelte ist ein Tätigwerden des 
Verordnungsgebers bis spätestens 31. August 2017 erforderlich. 

Die Energiewende ist eine gesamtdeutsche Aufgabe, die nicht zu Lasten 
derjenigen Regionen gehen darf, in denen gute Erzeugungsbedingungen für 
Strom aus erneuerbaren Energien bestehen, die andererseits aber nicht über 
ausreichend Lastabnahme in Privathaushalten und Industrie verfügen um den 
erzeugten Strom erzeugungsnah zu verbrauchen. Eine faire bundesweite 
Verteilung der Lasten ist dringend erforderlich. 
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Dabei handelt es sich keineswegs um Belastungen, die sich auf den Osten 
Deutschlands beschränken würden. Bei einer Vereinheitlichung der 
Übertragungsnetzentgelte würden im Ergebnis die Netznutzer in zwölf Ländern 
profitieren, nur in vier Ländern würden die Netzentgelte gegenüber dem Status 
quo steigen. 

Das BMWi hat zudem zutreffend darauf hingewiesen, dass die Netzentgelte in 
den vier Übertragungsnetzgebieten immer mehr durch Umstände bestimmt 
werden, die der einzelne Netzbetreiber nicht beeinflussen kann. Die Preis-
unterschiede beruhen wesentlich auf den Kosten für das Einspeisemanagement 
und die Netzengpassentlastung. Die so genannten Redispatch-Maßnahmen 
dienen zum einen der überregionalen Sicherung des Systems und zum anderen 
werden sie oftmals nicht durch den Netzbetreiber ausgelöst, der sie anfordern 
und bezahlen muss. Es ist in sich inkonsistent, dass manche Kosten der 
Energiewende, wie etwa für Offshore-Netzanbindungen sowie die Mehrkosten 
für Erdverkabelung bereits heute bundesweit verteilt werden und andere 
Netzbetriebskosten, die ebenfalls der Energiewende dienen, nicht. Mit 
fortschreitender Energiewende wird es zu einem immer stärkeren regionalen 
Auseinanderdriften von Stromerzeugung und -verbrauch kommen. Bereits 
aktuell ergibt sich eine Situation, dass durch die Energiewende die 
Wettbewerbsparameter innerhalb Deutschlands erheblich verzerrt werden. 

3. Zu Artikel 1 Nummer 3a - neu - und 

Artikel 3a - neu - (§ 54 Absatz 3 Satz 3 Nummer 4 - neu - EnWG und 

 § 9 Absatz 4 ARegV) 

Der Gesetzentwurf ist wie folgt zu ändern: 

a) In Artikel 1 ist nach Nummer 3 folgende Nummer 3a einzufügen: 

'3a. § 54 Absatz 3 Satz 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 wird das Wort "und" durch ein Komma ersetzt. 

b) In Nummer 3 wird der abschließende Punkt durch das Wort "und" 

ersetzt. 

c) Folgende Nummer 4 wird angefügt: 

"4. für die Festlegung des generellen sektoralen Produktivitäts-

faktors nach der Verordnung zur Anreizregulierung nach § 21a 

Absatz 6." ' 
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b) Nach Artikel 3 ist folgender Artikel 3a einzufügen: 

"Artikel 3a 

Änderung der Anreizregulierungsverordnung 

In § 9 der Anreizregulierungsverordnung vom 29. Oktober 2007 (BGBl. I 

S. 2529), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 14. September 

2016 (BGBl. I S. 2147) geändert worden ist, wird Absatz 4 gestrichen." 

Begründung: 

Zu Buchstabe a: 

Die Bundesnetzagentur hat nach § 9 Absatz 3 der Verordnung über die 
Anreizregulierung den generellen sektoralen Produktivitätsfaktor ab der dritten 
Regulierungsperiode zu ermitteln. Durch die Novelle der Anreizregu-
lierungsverordnung im Jahr 2016 wurde die Festlegungskompetenz in Bezug 
auf den generellen sektoralen Produktivitätsfaktor in § 32 der Verordnung über 
die Anreizregulierung ergänzt, hierdurch wurde ausweislich der Begründung 
aus dem Verordnungsverfahren der Bundesnetzagentur eine Festlegungs-
kompetenz eingeräumt. 

Obwohl keine Gründe ersichtlich sind, warum diese Festlegungskompetenz der 
Bundesnetzagentur nicht auch vom bisherigen gesetzgeberischen Willen 
gedeckt sein sollte, wird zur Klarstellung diese Festlegungskompetenz der 
Bundesnetzagentur in der Aufzählung des § 54 Absatz 3 Satz 3 ergänzt.  

Zu Buchstabe b: 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Klarstellung in Buchstabe a.

4. Zu Artikel 1 Nummer 3a - neu - (§ 91 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 EnWG)

In Artikel 1 ist nach Nummer 3 folgende Nummer 3a einzufügen: 

'3a. In § 91 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 wird nach der Angabe "17d," die An-

gabe "19a Absatz 2," eingefügt.' 

Begründung: 

Für Amtshandlungen der Regulierungsbehörde im Zusammenhang mit der Be-
fugnis nach § 19a Absatz 2 wird eine Gebührenpflicht eingefügt, um den an-
fallenden Verwaltungsaufwand durch Gebühren zu decken. Es handelt sich um
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eine Folgeänderung, bedingt durch die bereits erfolgte Regelung in § 19a Ab-
satz 2 und § 54 Absatz 2 Satz 1 Nummer 10. 

5. Zu Artikel 1 Nummer 4 (§ 120 Absatz 9 EnWG) 

In Artikel 1 Nummer 4 ist § 120 Absatz 9 zu streichen. 

Begründung: 

Die Streichung erfolgt im Interesse der Entbürokratisierung. Eine Sonder-
regelung zur Behandlung von Mehrkosten durch (nach ab 1. Januar 2017 
geltenden Rechtslage) überhöhte Planwerte der Netzbetreiber für die ver-
miedenen Netzentgelte ist nicht erforderlich. Die Thematik kann unproblema-
tisch im Vollzug mit den bestehenden Regelungen zum Regulierungskonto in 
§ 5 der Anreizregulierungsverordnung gelöst werden.  

Zum Gesetzentwurf allgemein 

6. Der Bundesrat weist darauf hin, dass die - grundsätzlich als sachgerecht 

einzuschätzende - Abschaffung der vermiedenen Netzentgelte auch 

Auswirkungen auf die Wettbewerbsposition des Schienenverkehrs im 

intermodalen Wettbewerb haben kann. Vor dem Hintergrund der 

klimapolitischen Bedeutung des Schienenverkehrs bittet der Bundesrat die 

Bundesregierung, die Zeit bis zum Beginn des Abschmelzungsprozesses zu 

nutzen, um die konkreten Auswirkungen auf die Wettbewerbssituation des 

Schienenverkehrs zu evaluieren und entstehende Nachteile gegebenenfalls 

vollständig auszugleichen.  

Begründung 

Aufgrund einiger Fehlentwicklungen im Stromsektor ist eine langfristige 
Abschaffung der vermiedenen Netzentgelte grundsätzlich sachgerecht. Um zu 
verhindern, dass sich daraus eine Schwächung des Schienenverkehrs im 
intermodalen Wettbewerb ergeben kann, sollten die Auswirkungen auf den 
Schienenverkehr genau evaluiert und resultierende Nachteile gegebenenfalls 
vollständig kompensiert werden. 
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7. Der Bundesrat kritisiert, dass die von der Bundesregierung bereits im 

September 2015 im Weißbuch "Ein Strommarkt für die Energiewende" an-

gekündigte umfassende Prüfung aller staatlich bedingten Preisbestandteile 

weiterhin aussteht. Diese Verzögerung führt dazu, dass die strombasierte 

Sektorkopplung unnötig ausgebremst wird und erhebliche Potenziale zur 

Stärkung der Flexibilisierungsanreize im Stromversorgungssystem verschenkt 

werden. Der Bundesrat fordert die Bundesregierung daher auf, unverzüglich 

und in enger Zusammenarbeit mit den Ländern ein energiewendeorientiertes 

Zielmodell für die staatlich bedingten Preisbestandteile zu entwickeln. 

Begründung: 

Um die Flexibilitätspotenziale im Stromversorgungssystem effektiv aktivieren 
zu können und die strombasierte Sektorkopplung voranzubringen, ist eine 
energiewendeorientierte Überarbeitung der staatlichen Preisbestandteile erfor-
derlich. 

8. Der Bundesrat stellt zugleich fest, dass im Bereich des Stromnetzbetriebs 

Transparenzdefizite bestehen. Der Bundesrat fordert die Bundesregierung 

daher auf, das laufende Gesetzgebungsverfahren zu nutzen, um eine wirksame 

Regelung zur Stärkung der Transparenz des Netzbetriebs zu schaffen. Dabei 

sollte insbesondere festgelegt werden, dass die Lastflüsse sowie die 

Netzauslastung im Übertragungsnetz kontinuierlich veröffentlicht werden. 

Zudem sollte die Transparenz von Maßnahmen zur Netz- und System-

sicherheit erhöht werden. 

Begründung: 

Gerade vor dem Hintergrund der aktuellen Herausforderungen im Bereich der 
Stromnetze sowie der neuen technischen Möglichkeiten im Zuge der Digitali-
sierung sollte die Transparenz des Netzbetriebs schnellstmöglich gestärkt wer-
den. Im Fokus sollte dabei insbesondere die Veröffentlichung von Lastfluss-
daten und Angaben zur Netzauslastung in mindestens viertelstündlicher Auflö-
sung durch die Übertragungsnetzbetreiber stehen. Vor dem Hintergrund der 
Zunahme von Eingriffen zur Netzstabilisierung ist es zudem erforderlich, die 
Notwendigkeit dieser Maßnahmen stets umfassend und transparent zu veröf-
fentlichen. Dies gilt insbesondere für Fälle, in denen regenerative Stromerzeu-
gungsanlagen abgeregelt werden.


